
Voraussetzung des inter-
nationalen Namens-
rechts sei ein grenz-

überschreitender Bezug.
Rechtsquelle sei für Öster-
reich primär das Internatio-
nale Privatrechtsgesetz
(IPRG), erläuterte Univ.-
Prof. Dr. Bea Verschraegen,
LL.M, E.M.M., Leiterin der
Abteilung für Rechtsver-
gleichung der Universität
Wien, in ihrem Vortrag
beim juristischen Workshop
der Rechtssektion über „In-
ternationales und europäi-
sches Namensrecht“ am 12.
März 2008 im Innenministe-
rium. Demnach sei die
Führung des Namens einer
Person nach deren jeweili-
gem Personenstatut zu beur-
teilen, betonte die in Belgi-

en geborene und
aufgewachsene Ju-
ristin. Personalsta-
tut einer natürli-
chen Person sei das
Recht des Staats,
dem die Person an-
gehört. Hat eine
Person neben einer
fremden Staatsan-
gehörigkeit auch
die österreichische
Staatsbürgerschaft,
sei Letztere maß-
gebend. Ansonsten
sei die Staatsan-
gehörigkeit jenes
Staats ausschlaggebend, zu
dem die stärkste Beziehung
bestehe. Bei Staatenlosen
und Flüchtlingen zähle der
gewöhnliche Aufenthalt.
„Österreich ist in der Bevor-

zugung des eige-
nen Rechts im in-
ternationalen Ver-
gleich zurückhal-
tend“, sagte Ver-
schraegen. Flankie-
rend findet das
Übereinkommen
über die Änderung
von Namen und
Vornamen aus dem
Jahr 1958 Anwen-
dung, das für
Österreich am 1.
Oktober 1965 in
Kraft getreten ist. 

„Der Theoreti-
ker würde fragen, ob der
Name wandelbar oder um-
wandelbar ist“, sagte Ver-
schraegen. „Anders ausge-
drückt geht es um die Frage,
ob sich auch der Name än-

dert, wenn sich die Staatsan-
gehörigkeit oder der ge-
wöhnliche Aufenthalt oder
Wohnsitz ändert.“ Diese
Frage wurde zugunsten der
Unwandelbarkeit entschie-
den – es kommt auf das je-
weils im Zeitpunkt der Voll-
endung des Namenstatbe-
stands maßgebliche Perso-
nalstatut an bzw. anders
ausgedrückt: Es bleibt beim
früheren Namen, wenn ein
Statutenwechsel ohne weite-
ren Namensänderungstatbe-
stand vorliegt. 

Die Führung von Adelsbe-
zeichnungen wurde in
Österreich durch das im
Verfassungsrang stehende
Adelsaufhebungsgesetz vom
3. April 1919 untersagt. Im
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Bea Verschrae-
gen: „Man kann
Menschen nicht
zwingen, mit zwei
Namen – zwei
Identitäten – zu
leben.“

Kaufvertrag und 
Treuhandschaft

Der Kauf eines Bau-
grundstücks, eines Hauses
oder einer Eigentumswoh-
nung ist die größte und
gleichzeitig kostspieligste
Anschaffung im Leben.
Geht hier etwas schief, kann
das Ersparte eines ganzen
Lebens verloren gehen, oder
müssen Schulden für den
Rest des Lebens abbezahlt
werden.

Treuhandschaft. Über
den Weg einer Treuhand-
schaft kann sichergestellt
werden, dass der Kaufpreis
an den Verkäufer gelangt
und der Käufer das grund-
bücherliche Eigentum er-
hält. 

Um alle am Kauf Betei-
ligten abzusichern, ist eine
treuhändige Abwicklung

des Kaufvertrags zu emp-
fehlen: Der Käufer oder die
finanzierende Bank erlegt
den Kaufpreis beim Treu-
händer, nach Vorliegen aller
für die Grundbuchseintra-
gung erforderlichen Urkun-
den (z. B. grundverkehrs-
behördliche Genehmigung)
kann aus dem Kaufpreis ei-
ne allenfalls erforderliche
Freistellung von den vom
Verkäufer seinerzeit aufge-
nommenen Lasten (noch
nicht zur Gänze zurückbe-
zahlte Darlehen) erfolgen
und der Restkaufpreis nach
Einverleibung des Käufers
im Grundbuch (sowie allen-
falls auch des Pfandrechts
der finanzierenden Bank) an
den Verkäufer ausbezahlt
werden.

Klassischer Treuhänder
ist der Notar. Nicht nur von
Berufs wegen zur Objekti-
vität, Unparteilichkeit und

Verschwiegenheit verpflich-
tet und durch eine aus der
täglichen Praxis gegebene
Erfahrung auf dem Gebiet
des Liegenschaftsverkehrs
fachlich ausgezeichnet, steht
den Notaren über das notari-
elle Treuhandregister und
die Notartreuhandbank ein
Instrumentarium zur Verfü-
gung, das ohne weitere Kos-
ten die Treuhandschaft absi-
chert. 

Jeder Notar ist verpflich-
tet, Treuhandschaften im
elektronisch geführten nota-
riellen Treuhandregister ein-
zutragen, womit neben der
Kontrolle durch die No-
tariatskammer ein umfas-
sender Versicherungsschutz
gewährleistet ist.

Der Kaufpreis ist zwin-
gend auf ein Konto der No-
tartreuhandbank zu erlegen.
Damit ist automatisch eine
Verständigung der Treuge-

ber (Käufer und Verkäufer)
von jeder Kontobewegung
verbunden. Weiters ist da-
mit – im Unterschied zu
sonstigen Banken – eine un-
beschränkte Einlagensiche-
rung verbunden, da bei der
Notartreuhandbank durch
Haftungserklärungen von
zwei Großbanken aus unter-
schiedlichen Sektoren (Bank
Austria und Raiffeisen Zen-
tralbank) ein Konkurs aus-
geschlossen ist. 

Die Notartreuhandbank
bietet im Unterschied zu
sonstigen Banken eine wei-
tere Besonderheit an: Es ist
auch bei kleinen Treuhand-
erlägen oder kurzen Erlags-
zeiten gewährleistet, dass
zumindest der Erlagsbetrag
wieder ausbezahlt wird und
dieser nicht durch die Zin-
sen übersteigende Spesen
verringert werden kann.

Harald Festl

R E C H T S T I P P

Internationales Namensrecht
Dem internationalen und europäischen Namensrecht, einem häufig vernachlässigten Randbereich der

Rechtswissenschaft, widmete sich Bea Verschraegen in einem juristischen Workshop des BMI.



Jahr 2003 hat der VfGH
ausgesprochen, dass auslän-
dische Adelsbezeichnungen
in Österreich auch durch
Adoption nicht vermittelt
werden dürfen: Der Adop-
tierte (männlichen Ge-
schlechts) erhielt den Fami-
liennamen seiner deutschen
Adoptivmutter, „Prinzessin
von Sachsen Coburg“, da
das österreichische ABGB
bei der Ableitung des Fami-
liennamens keine unter-
schiedlichen Regelungen für
Personen männlichen und
weiblichen Geschlechts
kennt (VfGH 27.11.2003, B
557/03). „Eine mit einem
deutschen Grafen verheira-
tete Österreicherin würde in
Deutschland ‚Frau Gräfin‘,
in Österreich richtigerweise
‚Frau Graf von‘ genannt
werden“, erläuterte Ver-
schraegen.

Die Juristin wies im Zu-
sammenhang mit ge-
schlechtspezifischen Na-
mensabwandlungen darauf
hin, dass beispielsweise in
der Slowakei, in Tschechien
und Russland die Endung „-
ova“ das weibliche Ge-
schlecht der Namensträgerin
zum Ausdruck bringe. „Für
Männer wäre es eine grobe
Beleidigung, würde man sie
dazu verpflichten, einen
Nachnamen mit dieser En-
dung zu tragen“, betonte
Verschraegen. § 13 IPRG
müsste hier korrigierend
ausgelegt oder neu formu-
liert werden.

Zwei jüngere Entschei-
dungen des Europäischen
Gerichtshofs setzen sich –
über Umwege – auch mit
dem Namensrecht in der
Europäischen Union ausein-
ander:

1. Christos Konstanti-
nidis, griechischer Staatsan-
gehöriger, lebte in Deutsch-
land und war als Masseur
tätig. Im Heiratsbuch des
Standesamts Altensteig
wurde sein Name als
„Christos Konstadinidis“
eingetragen. Er beantragte

die Berichtigung seines Fa-
miliennamens von „Konsta-
dinidis“ in „Konstantinidis“,
weil diese Schreibweise
Deutschsprachigen die kor-
rekte Aussprache seines Na-
mens im Griechischen so
genau wie möglich angebe.
Die Umschreibung ergab ei-
ne weitere Variante („Hré-
stos Kónstantinidés“), wel-
che die Aussprache entstell-
te.

Der EuGH sprach aus,
nationale Rechtsvorschriften
dürften Personen anderer
Staatsangehörigkeit nicht
zwingen, bei Ausübung ih-
res Berufs eine solche
Schreibweise ihres Namens
zu verwenden, dass dieser in
seiner Aussprache ver-
fälscht werde und dies den
Betroffenen der Gefahr ei-
ner Personenverwechslung
bei seinen potenziellen Kun-
den aussetze (EuGH, Urteil
vom 30.3.1993, C-168/91).
Verschraegen erklärte dazu,
das Erkenntnis befasse sich
mit der Verfälschung eines
Namens durch Transliterati-
on – der buchstabengetreuen
Wiedergabe eines Textes in
eine andere Schrift, so dass
das Ergebnis jederzeit ohne
Sinn- und Inhaltsverlust in
die ursprüngliche Schrift
rückübertragen werden
kann. 

„Bei einem griechischen
Namen, der in lateinische
Schrift übersetzt wird, wird

zwangsläufig die Ausspra-
che verändert, was Proble-
me der Verwechslung her-
vorruft“, sagte Verschrae-
gen. Auch für potenzielle
Kunden sei eine Verwechs-
lung möglich, was zu einer
indirekten Diskriminierung
führe. „Man kann Menschen
nicht zwingen, mit zwei Na-
men – zwei Identitäten – zu
leben“, betonte die Expertin.

2. Garcia Avello, ein spa-
nischer Staatsangehöriger,
und seine Ehefrau mit
Nachnamen Weber, eine
belgische Staatsangehörige,
wohnten in Belgien. Ihre
Kinder Esmeralda und Die-
go besaßen eine doppelte –
die belgische und die spani-
sche – Staatsangehörigkeit.
Die Eltern beantragten die
Änderung des Familienna-
mens ihrer Kinder in „Gar-
cia Weber“ mit der Begrün-
dung, nach der spanischen
Rechtspraxis setze sich der
Name der Kinder eines Ehe-
paares aus dem ersten Na-
men ihres Vaters, gefolgt
vom ersten Namen ihrer
Mutter, zusammen. Der An-
trag wurde abgelehnt.

Der EuGH entschied, es
sei den Verwaltungsbehör-
den eines Mitgliedstaats
verwehrt, einen Antrag auf
Änderung des Namens in
diesem Staat wohnender
minderjähriger Kinder mit
doppelter Staatsangehörig-
keit abzulehnen, wenn die-

ser Antrag darauf gerichtet
sei, dass diese Kinder den
Namen führen können, den
sie nach dem Recht und der
Tradition des zweiten Mit-
gliedstaats hätten (EuGH,
Urteil vom 2.10.2003, C-
148/02).

„Der Name ist auch Be-
standteil der Freizügigkeit“,
erläuterte Verschraegen. Bei
doppelter Staatsangehörig-
keit sind beide Staatsan-
gehörigkeiten als gleichwer-
tig zu betrachten. „Mit dem
Umstand, dass die Kinder
nie in Spanien waren, hat
sich der EuGH aber nicht
auseinandergesetzt“, gab die
Juristin zu bedenken. „Ob
die Kinder nun den Namen
Garcia, Weber oder Garcia
Weber tragen, es wird sich –
solange es an einer einheitli-
chen kollisionsrechtlichen
Anknüpfung fehlt – immer
die Problematik des hinken-
den Namens stellen“, sagte
Verschraegen. 

Dies könne zu schwer-
wiegenden Nachteilen be-
ruflicher und privater Natur
führen. Ein Name als Per-
sönlichkeitsrecht beinhalte
aus ihrer Sicht Identität, Ab-
stammung und Unverwech-
selbarkeit, aber das Prinzip
der Unveränderlichkeit des
Familiennamens sei nicht so
unverzichtbar, dass Kinder
bei Doppelstaatsangehörig-
keit nicht ihren anderen Na-
men führen dürften. 

Mit dem Namensrecht
müsse man sorgfältig umge-
hen, mahnte Prof. Bea Ver-
schraegen: „Im administrati-
ven Namensänderungsver-
fahren muss man wesentlich
mehr zulassen als derzeit
der Fall ist, jedenfalls soll-
ten die EU-Mitgliedstaaten
ihren nationalen Chauvinis-
mus über Bord werfen, den
sie im internationalen und
nationalen Namensrecht
verpackt haben.“ 

Im Kollisionsrecht wäre
eine begrenzte Rechtswahl
begrüßenswert.

Valerie Kraus
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Juristischer Workshop der Rechtssektion über europäisches
und internationales Namensrecht: Sektionschef Mathias
Vogl, Bea Verschraegen.


